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Auf Einladung von Folkmar Kath, Hauptab­

teilungs/eiter im Bundesinstitut für Berufs­

bildung, stand Prof Dr. Friedrich Edding, 

der Begründer der deutschen Bildungsöko­

nomie, den Mitarbeitern und Mitarbeiterin­

nen des Bundesinstituts für Berufsbildung 

am 19. Juni /996 in Bonn Rede und Antwort 

zu Fragen der Finanzierung und der Zukunft 

des dualen Systems. Die Kernpunkte dieses 

Gesprächs sind nachfolgend abgedruckt. 

BIBB: Einige Sachkenner prophezeien seit 

Jahren ein anhaltendes Schrumpfen des dua­

len Systems der Erstausbildung. Eine Ent­

wicklung wie bei der Hauptschule sei unab­

wendbar. Was halten Sie von dieser Auffas­

sung? 

Friedrich Edding: Diese Trendvoraussage 

dürfte sich als richtig erweisen, wenn den 

Ursachen der Erosion nicht mit entschiede­

nem politischen Willen entgegengesteuert 

wird. Die Anzeichen des langsamen Verfalls 

dieses in der Welt hochangesehenen Systems 

sind unübersehbar. Besonders auffällig ist 

der Abbau der modernsten und teuersten 

Ausbildungsplätze. 

BIBB: Gab es nicht immer konjunkturbe­

dingte Veränderungen des Angebots von 

Ausbildungsstellen? 

Friedrich Edding: Ein Teil der Verknappung 

dieses Angebots war in der Regel und ist 

auch jetzt konjunkturbedingt verursacht. 
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vieles hinzu, was ein dauerhaftes Schrump­

fen bewirken könnte. Pessimisten sehen kein 

Ende des Problems in den neuen Ländern. 

Sie sehen dies im Zusammenhang mit den 

globalen Marktveränderungen, die auch in 

Deutschland zu neuen Wirtschaftsstrukturen 

führen werden. In diesen neuen Strukturen 

erscheint vielen Unternehmen eine dreijähri­

ge Ausbildungszeit als unnötige Belastung. 

Sie rekrutieren lieber Absolventen der Hoch­

schulen, die mit Mitteln aus dem allgemei­

nen Steueraufkommen ausgebildet werden 

und denen im Betrieb mit relativ kurzen und 

kostengünstigen Trainingsphasen die jeweils 

benötigte Kompetenz vermittelt wird. Dies 

gilt zum Teil auch für den Bereich des öffent­

lichen Dienstes, der sich auf andauernde 

Haushaltskürzungen einstellen muß. Viele 

Beobachtungen machen es wahrscheinlich, 

daß sich bei einem nur von Marktprinzipen 

und geltendem Recht regulierten Angebot die 

Verminderung der Ausbildungsstellen in gro­

ßen Bereichen stetig fortsetzen wird. 

BIBB: Gilt dies nicht auch für die Nachfrage 

nach betrieblichen Ausbildungsstellen? 

Friedrich Edding: Die Nachfrage ist nur be­

dingt von Marktprinzipien bestimmt. Sie ist 

vielmehr in hohem Maße durch das geltende 

Berechtigungssystem reguliert. Dies System 

prämiert den Weg, der über Abitur und Hoch­

schuldip1om zu gehobenen Positionen in der 

beruflichen Hierarchie und zu gehobenen 

Einkommen führt. Wahrscheinlich wird unter 

diesen Bedingungen der Anteil des zum 

Abitur strebenden Nachwuchses noch weiter 

steigen. Die Nachfrage nach betrieblichen 

Ausbildungsstellen ist davon bisher insge­

samt nicht betroffen. Der Abschluß einer 

dualen Erstausbildung gilt der Mehrheit als 

Mindestbedingung für den Eintritt in eine 

Berufstätigkeit Das ist bisher die Realität. 

Auch viele Abiturienten suchen zunächst, 

diese Bedingung zu erfüllen. Da sie aber 

nach Abschluß der dualen Ausbildung gro­

ßenteils ein Studium oder eine andere Art 

von Weiterbildung anstreben, jedenfalls nicht 

im Ausbildungsbetrieb bleiben, winkt das 

mit bei der zunehmenden Zurückhaltung von 

Unternehmen, Ausbildungsstellen anzubie­

ten. Viele Nachfrager müssen sich entgegen 

ihrem Wünschen mit Stellen im Handwerk 

oder bei Kleinbetrieben zufrieden geben. Oft 

wählen Sie deshalb lieber einen längeren 

vollzeitlichen Schulbesuch. 

BIBB: Die Entwicklungen in Angebot und 

Nachfrage sind sehr komplex. Die Marktver­

hältnisse darüber entscheiden zu lassen, liegt 

nahe, zumal sehr umstritten ist, was und wie 

anders reguliert werden sollte und wo Mehr­

heiten für gesetzliche Eingriffe zu finden wä­

ren. Sie haben sich wiederholt für solche 

Eingriffe ausgesprochen. Sie haben einen 

eigenständigen Lern- und Laufbahnweg für 

die berufliche Bildung einschließlich Weiter­

bildung gefordert, der die Emanzipation von 

den Berechtigungshürden der Gesellschaft 

des 19. Jahrhunderts ermöglicht. Sie haben 

für die Absolventen von Fachhochschulen 

und Universitäten gleicherweise BerufseiD­

trittsgehälter auf dem Niveau der Besol­

dungsgruppe A 11 und Beförderung nach 

Leistung verlangt. Sie plädieren für mehr 

Differenzierung in der betrieblichen Ausbil-
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dung und in den Berufsschulen je nach bis­

heriger Lemlaufbahn. Sie empfehlen, um je­

den Preis ein Angebot von qualifizierten Aus­

bildungsstellen zu sichern, das den Nachfra­

gern mehr Wahlfreiheit gibt, und Ergän­

zungsangebote in überbetrieblichen Ein­

richtungen durch Umlagefinanzierung bereit­

zustellen. Warum werben Sie so hartnäckig 

für große Reformen, die weit über die stän­

dig praktizierten kleinen Anpassungen und 

Verbesserungen hinausgehen sollen? 

Friedrich Edding: Ich nenne dafür vor allem 

zwei Gründe. Erstens besteht für mich auf­

grund der wissenschaftlichen Diskussion und 

vielfacher persönlicher Erfahrung kein Zwei­

fel an der großen Überlegenheit der dualen 

Lemweise, das heißt der Verbindung von 

praktischem Erleben mit theoretischem Ver­

stehen. Diese Duabtät sollte auf die Gesamt­

heit der Lernlaufbahnen ausgedehnt werden, 

also auch auf alle Teile der Hochschulen. 

Ohne die umfassende Kooperation der be­

zahlte Beschäftigung bietenden Arbeitsstät­

ten ist das nicht möglich. Ich fordere deshalb 

Ordnungen, die den Trägem dieser Arbeits­

stätten die Kooperation als Bringschuld ab­

verlangen. Zweitens sehe ich in der Optimie­

rung unseres auf Ausbildungsgänge bezoge­

nen Systems der Jugendbildung eine öffentli­

che Aufgabe höchster Priorität, an der die 

Träger der Arbeitsstätten als Treuhänder mit­

wirken müssen. Dieses System hat sich, öko­

nomisch gesehen, als überwiegend effizient 

bewährt. Es ist aber auch im Urteil der Ent­

wicklungspsychologie und der Soziologie ei­

ne tragende Komponente des gesellschaftli­

chen Lebens. Der größere Teil des Nach­

wuchses kann nicht durch Schulen gymna­

sialen Typs zu einer befriedigenden persönli­

chen und beruflichen Entwicklung gelangen, 

wohl aber in einer dualen Ausbildung, die 

dieses Ziel anstrebt. In der deutschen Tradi­

tion haben wir das Fachkräfteprinzip und die 

Leitfigur in der Erwerbstätigkeit, die durch 

Selbstvertrauen, Kompetenz und Lernfähig­

keit charakterisiert ist. Wir haben diesen Fun­

dus. Er läßt sich ausbauen. 

BIBB: Denken Sie dabei auch an staatliche 

Subventionen? 

Friedrich Edding: Staatliche Finanzierung 

muß im dualen System prinzipiell auf schuli­

sche Einrichtungen beschränkt sein. Da gibt 

es ja auch große Aufgaben, denen die staatli­

chen Haushalte bisher nicht Genüge getan 

haben. Trotzdem dehnt sich die staatliche Fi­

nanzierung zunehmend auf Einrichtungen 

aus, die prinzipiell nicht aus staatlichen Kas­

sen finanziert werden sollten. Wo der Markt 

versagt, kann der Staat allerdings nicht ver­

meiden, einzugreifen. Die Grundrechte ver­

langen das und es muß Schaden verhütet 

werden, der aus unzureichender Ausbildung 

entsteht. Das Marktversagen in Ostdeutsch­

land ist bekannt, aber es gibt das Versagen in 

mancher Hinsicht auch in Westdeutschland 

und es gibt daher eine Tendenz, Aufgaben 

der beruflichen Bildung zunehmend aus 

staatlichen Haushalten zu finanzieren. Be­

merkenswert ist die kürzlich beschlossene 

staatliche Förderung von Lemlaufbahnen, 

die zum Meisterniveau führen . Diese Hilfen 

kamen früher im Rahmen der Finanzierung 

von Weiterbildung aus Mitteln der Bundes­

anstalt für Arbeit. Die neue Regelung ist 

wichtig, unter anderem, weil damit ein gro­

ßer Teil der Qualifizierung von Ausbildern 

für das duale System gesichert wird und weil 

sie Möglichkeiten des Aufstiegs nach der 

Erstausbildung signalisiert. Die massiven 

staatlichen Hilfen für die berufliche Bildung 

sind zwar großenteils nicht systemgerecht, 

aber mir erscheint es nahezu jeden Preis 

wert, wenn damit das duale System erhalten 

und ausgebaut wird. 

BIBB: Halten Sie auch den Preis einer Um­

lagefinanzierung des Angebots von Ausbil­

dung für gerechtfertigt und wenn ja, welches 

Verfahren dafür bevorzugen Sie? 

Friedrich Edding: Wenn das Angebot von 

betrieblicher Ausbildung weiter so unzurei­

chend bleibt wie gegenwärtig, bin ich für 

Umlagen, mit denen die Leistung des Mark-

tes ergänzt und verbessert wird. Umlagen 

sind weiteren staatlichen Subventionen vor­

zuziehen. Dafür gibt es verschiedene gut 

durchdachte Verfahren. Jedes hat Vor- und 

Nachteile. Folkmar Kath hat dies in einer 

Schrift des BIBB 1 kürzlich überzeugend dar­

gestellt. Er hat hinzugefügt, daß Umlagen 

nur ein Instrument neben steuerlichen Maß­

nahmen und direkter staatlicher Förderung 

sind. Wie solche Ergänzungen der Wirkung 

des Marktes gebündelt angewandt werden, 

um die gewünschte Quantität und Qualität 

des Angebots zu erreichen, muß politisch 

entschieden werden. Nach meinem Urteil 

muß dies bald geschehen. 

BIBB: Wir danken Ihnen, Prof. Edding, sehr 

herzlich für dieses Gespräch. 

Anmerkung: 

1 Folkmar Kath: Finan zierung der Berufsausbildung 

im Dualen System. Probleme und Lösungsansätze. 

Berlin und Bann: Bundesinstitut für Berufsbildung, 

1995. 
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